
Selbstregulierung von Unternehmen (SRO)1

Inna Eršova
Doktor der Rechtswissenschaften, Leiterin des Lehrstuhls für 

Unternehmens- und Gesellschaftsrecht an der Moskauer Staatlichen 
Juristischen O. E. Kutafin Universität

Thesen

Der grundlegende Gesetzgebungsakt, der die Rechtsnormen für die 
Selbstregulierung von Unternehmen bestimmt, ist das Föderale Gesetz 
vom 1. Dezember 2007 № 315-FZ „Über SRO“ (im Folgenden SRO-
Gesetz). Der zivilrechtliche Status selbstregulierender Organisationen 
(SRO) wurde von den Regelungen des russischen Zivilgesetzbuches 
(ZGB RF) und vom Föderalen Gesetz vom 12. Januar 1996 № 7-FZ „Über 
nicht kommerzielle Organisationen“ bestimmt.

Die Besonderheiten der Selbstregulierung einzelner Unternehmens-
formen sind in den jeweiligen Spezialgesetzen festgelegt, zu nennen sind 
das Stadtplanungsgesetz der Russischen Föderation, die Föderalen Geset-
ze vom 26. Oktober 2002 № 127-FZ „Über die Zahlungsunfähigkeit (In-
solvenz)“, vom 30. Dezember 2008 № 307-FZ „Über die Wirtschaftsprü-
fung“, vom 29. Juli 1998 № 135-FZ „Über die Bewertungstätigkeit“, vom 
27. Juli 2010 № 190-FZ „Über die Wärmeversorgung“, vom 8. Dezember 
1995 N 193-FZ „Über die Landwirtschaftskooperation“ vom 18. Juli 2009 
№ 190-FZ „Über die Kreditgenossenschaften“, vom 22. April 1996 № 39-
FZ „Über den Wertpapiermarkt“, vom 13. März 2006 № 38-FZ „Über die 
Werbung“ u. a.

Unter Selbstregulierung versteht man die eigenständige und initi-
ative Tätigkeit von Unternehmen, die die Entwicklung und Etablierung 
von Standards und Regeln der genannten Aktivität beinhaltet sowie die 
Überwachung über die Einhaltung dieser Normen und Vorschriften 
umfasst. Deshalb sind Standardisierung und Kontrolle die grundlegen-
den Komponenten der Selbstregulierung.

Die Selbstregulierung erfolgt durch Vereinigung von Unternehmen 
in einer selbstregulierenden Organisation. Der Sinn der Selbstregulie-

1	  Vergleichbar in Deutschland sind die berufsständischen Körperschaften.
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rung besteht darin, dass die Regierung einige Aufgaben der staatlichen 
Kontrolle hinsichtlich der genannten Tätigkeiten auf SRO überträgt. Die 
Rechtmäßigkeit (Legitimität) dieser Übertragung wurde vom Verfas-
sungsgericht der Russischen Föderation bestätigt. 

In der Theorie werden drei Modelle der Selbstregulierung unter-
schieden: die freiwillige, die delegierte und die gemischte Selbstregulie-
rung. In Russland ist sowohl die delegierte als auch die freiwillige Selbst-
regulierung anzutreffen.

Als SRO gelten nicht kommerzielle Organisationen, die mit dem im 
SRO-Gesetz und anderen Bundesgesetzen vorgesehenen Ziel gegründet 
wurden, auf Mitgliedschaft basieren und Subjekte mit Ursprung in ei-
nem gemeinsamen Produktionsgewerbe von Waren (auch Erbringung 
von Arbeiten und Dienstleistungen) oder einer gemeinsamen Handels-
branche von Waren (Arbeiten, Dienstleistungen) sowie einer gemein-
samen Berufstätigkeit vereinen. Die SRO ist eine nicht kommerzielle 
Korporationsorganisation, die in Form einer Vereinigung (Verbandes) 
geschaffen wird und ausschließliche Rechtsfähigkeit hat. 

Die SRO hat einen besonderen öffentlich-rechtlichen Status, der ei-
ner nicht kommerziellen Organisation bei Einhaltung aller gesetzlichen 
Anforderungen verliehen wird, indem die Informationen über diese in 
ein spezielles Register eingetragen werden. Eine nicht kommerzielle Or-
ganisation erlangt den Status einer selbstregulierenden Organisation mit 
Eintragung der sie betreffenden Informationen in das staatliche Register, 
das bei der von der Regierung der Russischen Föderation ermächtigten 
Föderalen Behörde geführt wird. Den besonderen Status der selbstregu-
lierenden Organisation hat das Verfassungsgericht der Russischen Föde-
ration unterstrichen. 

Die SRO besitzt einige Merkmale der juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts. Die Eigenart der Rechtsnatur der selbstregulierenden 
Organisation, deren Tätigkeit die Kombination von privaten und öffent-
lichen Rechtsgrundsätzen aufweist, ist dabei offensichtlich.

Das Gesetz über SRO stellt obligatorische Anforderungen an SRO: 
1.	 Es müssen in der selbstregulierenden Organisation mindesten 

25 unternehmerische Subjekte oder zumindest 100 im gleichen 
Beruf tätigen Personen vereint sein, wenn durch Föderalgesetz 
nichts anderes vorgesehen ist; 

2.	 Es müssen für alle Mitglieder geltende Standards und Normen 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit vorliegen; 
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3.	 Die SRO müssen eine zusätzliche vermögensrechtliche Haftung 
jedes ihrer Mitglieder gegenüber Verbrauchern (von Waren, Ar-
beiten, Dienstleistungen) und anderen Personen gewährleisten. 

Durch Föderales Gesetz können auch andere (höhere) Anforderungen 
an nicht kommerzielle Organisationen festgelegt werden, um sie als 
SRO anzuerkennen. Somit sind die selbstregulierenden Organisationen 
für Wirtschaftsprüfer nach dem föderalen Gesetz vom 30. Dezember 
2008 № 307-FZ „Über die Wirtschaftsprüfung“ verpflichtet, mindestens 
10.000 private Personen oder 2.000 juristische Personen, welche den ge-
setzlichen Anforderungen entsprechen, zu erfassen. 

Die Mitgliedschaft eines kommerziellen Unternehmens oder eines 
Berufsträgers in einer selbstregulierenden Organisation ist freiwillig. 
Die freiwillige Mitgliedschaft in einer selbstregulierenden Organisa-
tion wurde für die Teilnehmer des Wertpapiermarktes, Patentanwälte, 
Mediatoren, in der Werbung tätige Unternehmen und Unternehmer 
sowie andere Akteure festgelegt. Jedoch regeln einige Föderale Geset-
ze bestimmte Fälle der Pflichtmitgliedschaft in einer selbstregulieren-
den Organisation für unternehmerisches Handeln in einer bestimmten 
Form. Dazu gehören die SRO der Prüfer, Gutachter, Insolvenzverwalter, 
Revisionsverbände der landwirtschaftlichen Genossenschaften, SRO in 
technischen Studien, Architektur, Bau, Rekonstruktion, Reparatur von 
Bauprojekten, im Bereich der Heizung, in der Energieuntersuchung usw. 

Gemäß Art. 49 Abs. 2 ZGB RF darf eine juristische Person in den 
gesetzlich vorgesehenen Fällen die Aktivitäten betreiben, die ausschließ-
lich auf Grund der Mitgliedschaft in einer selbstregulierenden Organi-
sation oder auf Grund einer von der selbstregulierenden Organisation 
ausgestellten Bescheinigung zulässig sind. Gemäß Art. 49 Abs. 3 ZGB RF 
hat eine juristische Person das Recht, eine nur durch Mitgliedschaft in 
der SRO erlaubte Tätigkeit auszuüben, mit Eintritt der Mitgliedschaft in 
die SRO. Die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Zwangs-
mitgliedschaft in einer selbstregulierenden Organisation wurde durch 
das Verfassungsgericht der Russischen Föderation bestätigt.

Eine SRO darf selbst keine unternehmerische Tätigkeit ausüben. 
Dabei zählt die Wirtschafts- und Rechtswissenschaft die SRO zu den 
Unternehmensrechtssubjekten. 

Das SRO-Gesetz (Gesetz über die selbstregulierenden Organisati-
onen) regelt grundlegende Aufgaben, Rechte und Pflichten dieser Or-
ganisationen. Zu nennen sind folgende Funktionen selbstregulierender 
Organisation: Regelungs- (normgebende), Kontroll-, Sicherungs- und 
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Informationsfunktion sowie zusätzliche Funktionen wie Vertretungs-
funktion hinsichtlich der Organisation beruflicher Entwicklung und in 
Streitbeilegungsverfahren (Konfliktlösung).

Die SRO erarbeitet und genehmigt Normen und Regeln der Unter-
nehmenstätigkeit, die für alle Mitglieder der selbstregulierenden Orga-
nisation obligatorische Anforderungen an die Durchführung der Ge-
schäftstätigkeit darstellen.

Die Kontrolle über die von den Mitgliedern der SRO ausgeübte Un-
ternehmenstätigkeit üben Angestellte entsprechender Struktureinheiten 
der SRO durch planmäßige und außerplanmäßige Inspektionen aus.

Die SRO hat außerdem die Aufgabe, die zusätzliche vermögens-
rechtliche (materielle) Haftung der Mitglieder vor Verbrauchern (ihrer 
Waren, Arbeiten, Dienstleistungen) und anderen Personen zu gewähr-
leisten. Die SRO kann sich dabei verschiedener Methoden bedienen, wie 
z. B. der Schaffung eines Systems der persönlichen und (oder) kollektiven 
Sicherheit oder der Bildung eines Ausgleichsfonds.

Zu den Organen einer SRO gehören die Hauptversammlung der 
Mitglieder der selbstregulierenden Organisation sowie ein dauerhaft 
handelndes Kollegialverwaltungsorgan. Zu den besonderen Organen 
mit Spezialfunktion, die obligatorisch sind, zählen eine Einrichtung, 
die für die Kontrolle über die Einhaltung der Normen und Vorschrif-
ten durch die Mitglieder verantwortlich ist, sowie eine Einrichtung, die 
bei Nichteinhaltung der Normen und Vorschriften entsprechende Dis-
ziplinarmaßnahmen trifft. Die Föderalen Gesetze können die Bildung 
von anderen Sonderorganen zulassen. Zum Beispiel wird in der SRO der 
Gutachter ein Beirat gebildet, dessen Mitglieder die Prüfung der Begut-
achtungsberichte durchführen.

Vorgesehen ist, dass die für Disziplinarmaßnahmen zuständige 
Einrichtung sich des folgenden Instrumentariums bedienen kann: 

1.	 Vorschriften zu erlassen, welche die Mitglieder der SRO ver-
pflichten, Verletzungen zu beseitigen und Fristen für die Besei-
tigung von entsprechenden Rechtsverletzungen festzulegen; 

2.	 Verwarnungen gegenüber einem Mitglied der SRO auszuspre-
chen;

3.	 Geldbußen einem Mitglied der SRO aufzuerlegen;
4.	 den Ausschluss eines Mitglieds zu empfehlen, das von dem dau-

erhaft handelnden Kollegialverwaltungsorgan der SRO geneh-
migt werden muss; 

5.	 andere in internen Dokumenten der SRO vorgesehene Maßnah-
men zu treffen. 
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Im Allgemeinen lässt sich sagen, dass das Rechtsinstitut der Selbst-
regulierung auf die Wahrung und den Ausgleich privater Interessen 
und öffentlicher Belange des Staates und der Unternehmer  ausgerich-
tet ist.	
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